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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1962 Ausgegeben am 7. Dezember 1962 84. Stück

309. Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Tschechoslowakischen Sozialistischen
Republik über wechselseitigen rechtlichen Verkehr in bürgerlichen Rechtssachen,
über Urkundenwesen und über Erteilung von Rechtsauskünften samt Schluß-
protokoll.

310. Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Föderativen Volksrepublik Jugo-
slawien über die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung von Unterhaltstiteln.

3 1 1 . Auslieferungsabkommen zwischen der Republik Österreich und dem Staat Israel.

309.

Nachdem der am 10. November 1961 in Prag unterzeichnete Vertrag zwischen der Republik
Österreich und der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik über wechselseitigen rechtlichen
Verkehr in bürgerlichen Rechtssachen, über Urkundenwesen und über Erteilung von Rechtsauskünften
samt Schlußprotokoll, welcher also lautet:

V e r t r a g

zwischen der Republik Österreich und der
Tschechoslowakischen Sozialistischen Repu-
blik über wechselseitigen rechtlichen Verkehr
in bürgerlichen Rechtssachen, über Urkun-
denwesen und über Erteilung von Rechts-

auskünften.

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und der Präsident der Tschechoslowakischen So-
zialistischen Republik sind übereingekommen,
einen Vertrag über wechselseitigen rechtlichen
Verkehr in bürgerlichen Rechtssachen, über
Urkundenwesen und über Erteilung von Rechts-
auskünften abzuschließen und haben zu diesem
Zweck zu ihren Bevollmächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich
Herrn Dr. Heinrich C a l i c e ,
a. o. Gesandter u. bev. Minister,

Der Präsident der Tschechoslowakischen Sozia-
listischen Republik
Herrn Václav D a v i d ,
Minister für Auswärtige Angelegenheiten,

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger
Form befundenen Vollmachten folgendes ver-
einbart haben:
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I. TEIL

Rechtsschutz, Zustellung und Rechtshilfe in
bürgerlichen Rechtssachen

Rechtsschutz

Artikel 1

(1) Die Angehörigen des einen Vertragsstaates
haben auf dem Gebiet des anderen Vertrags-
staates freien Zutr i t t zu den Gerichten und
können vor diesen unter denselben Bedingungen
wie Inländer auftreten.

(2) Die Bestimmungen dieses Vertrages über
die Angehörigen eines der Vertragsstaaten
beziehen sich auch auf juristische Personen ein-
schließlich Handelsgesellschaften, die nach der
Rechtsordnung des einen der Vertragsstaaten
errichtet worden sind und ihren Sitz auf dessen
Gebiet haben.

Prozeßkosten

Artikel 2

(1) Treten Angehörige eines der Vertrags-
staaten, die in einem von ihnen ihren Wohnsitz,
gewöhnlichen Aufenthalt oder Sitz haben, in dem
anderen Vertragsstaat als Kläger (Antragsteller)
oder Intervenienten vor Gericht auf, so darf
ihnen wegen ihrer Eigenschaft als Ausländer oder
wegen des Mangels eines Wohnsitzes, gewöhn-
lichen Aufenthaltes oder Sitzes im Inland eine
Sicherheitsleistung für die Prozeßkosten nicht
auferlegt werden.

(2) Soweit nach der Rechtsordnung eines der
Vertragsstaaten ein vorschußweiser Erlag zur
Deckung von Gerichtsgebühren vorgesehen ist,
gilt für diesen die Regel des Absatzes 1.

(3) Soweit nach der Rechtsordnung eines der
Vertragsstaaten die Zahlung einer Gerichtsgebühr
für den Prozeß bei Einbringung der Klage (des
Antrages) vorgesehen ist, muß für die Nach-
bringung dieser Gebühr einem Angehörigen des
anderen Vertragsstaates eine Frist von mindestens
einem Monat gewährt werden.

(4) Der Erlag von Vorschüssen für Ver-
gütungen, die von einer Partei zu tragen sind,
darf Angehörigen des anderen Vertragsstaates
nur unter denselben Voraussetzungen und in
demselben Ausmaß wie Inländern auferlegt
werden.

Artikel 3

(1) In einem der beiden Vertragsstaaten
ergangene rechtskräftige und vollstreckbare Ent-
scheidungen, durch die der Kläger (Antragsteller)
oder Intervenient, der gemäß Artikel 2 oder
den im Staate der Klageerhebung geltenden
Rechtsvorschriften von einer Sicherheitsleistung
oder einem vorschußweisen Erlag befreit war,
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zum Eisatz der Prozeßkosten oder zur Zahlung
von Gerichtsgebühren verpflichtet worden ist,
sind auf Antrag im Gebiet des anderen Vertrags-
staates zu vollstrecken. Der Antrag kann ent-
weder unmittelbar bei dem Gericht, das für die
Entscheidung über ihn zuständig ist, gestellt
oder bei dem Gericht eingebracht werden, das
in der Sache in erster Instanz entschieden hat.

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 gelten
auch für die Entscheidungen, durch die die Höhe
der Prozeßkosten oder der Gerichtsgebühren
nachträglich festgesetzt wird.

(3) Der Antragsteller hat vorzulegen:

a) eine Ausfertigung des Spruches der Ent-
scheidung mit Bestätigung der Rechtskraft
und der Vollstreckbarkeit;

b) eine Übersetzung hievon in die Sprache des
Gerichtes, das zur Entscheidung über den
Antrag zuständig ist;

c) im Falle der Einbringung des Antrages bei
dem Gericht, das in erster Instanz ent-
schieden hat, eine Übersetzung hievon in
die Sprache des Gerichtes, das zur Entschei-
dung über den Antrag zuständig ist.

Für die Übersetzungen gilt Artikel 17 Absatz 3.
Wird der Antrag bei dem Gericht, das in erster
Instanz entschieden hat, eingebracht, so ist er
auf demselben Weg wie ein Rechtshilfeersuchen
weiterzuleiten.

(4) Die im Absatz 1 bezeichneten Entscheidun-
gen der Gerichte des anderen Staates sind wie
inländische Entscheidungen mit der Maßgabe zu
vollstrecken, daß gegen die Entscheidung über
den Exekutionsantrag ein Rechtsmittel vor-
behalten bleiben muß.

(5) Zu den Prozeßkosten im Sinne des Ab-
satzes 1 gehören auch die Kosten der Bestätigung
der Rechtskraft und der Vollstreckbarkeit sowie
der erforderlichen Übersetzungen und Beglaubi-
gungen. Diese Kosten sind auf Antrag von dem
Gericht zu bestimmen, das über die Vollstreckung
zu entscheiden hat.

B e g ü n s t i g u n g e n , d i e i m H i n b l i c k
auf E i n k o m m e n s - und V e r m ö g e n s -
v e r h ä l t n i s s e g e w ä h r t w e r d e n (Ar-

m e n r e c h t )

Artikel 4

(1) Die Angehörigen eines der Vertragsstaaten
werden vor den Gerichten des anderen Ver-
tragsstaates zu den Begünstigungen, die im
Hinblick auf Einkommens- und Vermögens-
verhältnisse gewährt werden (Armenrecht), unter
denselben Voraussetzungen und in demselben
Ausmaß wie Inländer zugelassen.
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(2) Die im Absatz 1 genannten Begünstigungen,
die einer Partei in einem Verfahren in dem einen
Vertragsstaat zukommen, erstrecken sich auf alle
Prozeßhandtungen, die in dieser Sache im anderen
Vertragsstaat vorgenommen werden. Diese Be-
günstigungen erstrecken sich auch auf Exekutions-
verfahren zur Hereinbringung von Kosten (Ar-
tikel 3), sofern eine solche Erstreckung nach dem
Recht des Staates, in dem die Exekution durch-
zuführen ist, für Exekutionsverfahren vorgesehen
ist.

Artikel 5

(1) Das Zeugnis zur Erlangung der im Ar-
tikel 4 Absatz 1 bezeichneten Begünstigungen ist
von der zuständigen Behörde des Vertragsstaates
auszustellen, auf dessen Gebiet der Antragsteller
seinen Wohnsitz, gewöhnlichen Aufenthalt oder
Sitz hat.

(2) H a t der Antragsteller keinen Wohnsitz oder
gewöhnlichen Aufenthalt im Gebiet eines der
Vertragsstaaten, so kann die zuständige diplo-
matische oder konsularische Vertretungsbehörde
des Staates, dessen Angehöriger der Antragsteller
ist, das Zeugnis ausstellen. Diese Bestimmung
schließt nicht aus, daß die im Artikel 4 Absatz 1
bezeichneten Begünstigungen auf Grund eines
von den Behörden des Staates, in dem der
Antragsteller seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen
Aufenthalt hat, ausgestellten Zeugnisses gewährt
werden.

Artikel 6

Das Gericht, das über den Antrag auf Bewilli-
gung der im Artikel 4 Absatz 1 bezeichneten
Begünstigungen zu entscheiden hat, behält in den
Grenzen seiner Amtsbefugnisse das Recht, das
ihm vorgelegte Zeugnis zu prüfen.

Artikel 7

(1) Will ein Angehöriger eines der beiden
Vertragsstaaten, der seinen Wohnsitz, gewöhn-
lichen Aufenthalt oder Sitz in einem dieser
Staaten hat, vor einem Gericht des anderen
Vertragsstaates von den im Artikel 4 Absatz 1
genannten Begünstigungen Gebrauch machen,
so kann er den entsprechenden Antrag bei dem
nach seinem Wohnsitz, gewöhnlichen Aufenthalt
oder Sitz zuständigen Bezirksgericht zu Protokoll
geben.

(2) Diesem Antrag sind das im Artikel 5
genannte Zeugnis und erforderlichenfalls eine
Darstellung des Sachverhaltes anzuschließen.

(s) Der Antrag samt Unterlagen ist auf dem
im Artikel 9 bezeichneten Weg weiterzuleiten.

(4) Der Antrag ist ohne Rücksicht darauf zu
behandeln, daß er nicht in der Sprache des Ge-
richtes, das über ihn zu entscheiden hat, abgefaßt
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ist. Für die allenfalls erforderlichen Übersetzun-
gen haben die Behörden des Staates zu sorgen,
dessen Gericht in der Sache zu entscheiden hat.

(5) Das zur Entscheidung über den Antrag
zuständige Gericht hat im Falle der Bewilligung
der Begünstigungen von Amts wegen einen Ver-
treter für den Antragsteller zu bestellen.

G e m e i n s a m e B e s t i m m u n g e n f ü r
Z u s t e l l u n g u n d R e c h t s h i l f e

Artikel 8

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, durch
ihre Gerichte auf Ersuchen einander in bürger-
lichen Rechtssachen einschließlich Sachen des
Familienrechtes Rechtshilfe zu leisten und Zu-
stellungen durchzuführen.

(2) In den im Absatz 1 angeführten An-
gelegenheiten haben die Gerichte auch Ver-
waltungsbehörden, soweit diese für solche
Angelegenheiten zuständig sind, auf Ersuchen
Rechtshilfe zu leisten und Zustellungen durch-
zuführen. Die Bestimmungen über Zustellung
und Rechtshilfe, die sich auf Ersuchen von
Gerichten beziehen, sind auf Ersuchen der
genannten Verwaltungsbehörden sinngemäß an-
zuwenden.

Artikel 9

Die Gerichte der beiden Vertragsstaaten ver-
kehren in Angelegenheiten der Zustellung und
der Rechtshilfe miteinander im Weg der beider-
seitigen Justizministerien, soweit in diesem
Vertrag nichts anderes bestimmt ist.

Artikel 10

Die Gerichte können sich bei Ersuchen um
Zustellung oder Rechtshilfe der eigenen Sprache
bedienen. Die Ersuchschreiben sind mit dem
amtlichen Siegel zu versehen; sie bedürfen keiner
Beglaubigung.

Artikel 11

Das Ersuchschreiben hat folgende Angaben zu
enthalten:

a) die Bezeichnung der Sache, auf die sich das
Ersuchen bezieht;

b) die Bezeichnung der Beteiligten mit Vor-
und Zunamen, Beruf, Wohn- oder Auf-
enthaltsort, bei juristischen Personen
Namen und Sitz;

c) gegebenenfalls Vor- und Zunamen sowie
Anschrift ihrer Vertreter;

d) die erforderlichen Angaben über den
Gegenstand des Ersuchens, insbesondere
bei Zustellersuchen die Anschrift des
Empfängers und die Ar t des zuzustellenden
Schriftstückes, bei Rechtshilfeersuchen ins-
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besondere die Umstände, über die ein
Beweis erhoben werden soll, gegebenenfalls
auch Fragen, die an die zu vernehmenden
Personen gerichtet werden sollen.

Artikel 12

Die Erledigung der Ersuchschreiben einschließ-
lich der, hiebei zu verwendenden Sprache richtet
sich nach den Rechtsvorschriften des Vertrags-
staates, dem das ersuchte Gericht angehört.
Dieses Gericht hat jedoch bestimmt bezeichnete
Verfahrensvorschriften des anderen Vertrags-
staates anzuwenden, wenn hierum ersucht worden
ist und die Anwendung dieser Vorschriften nicht
Grundsätzen der Gesetzgebung des Staates
widerspricht, dem es angehört.

Artikel 13

(1) Ist die Anschrift einer Person, die ver-
nommen oder der ein Schriftstück zugestellt
werden soll, nicht genau angegeben oder stellt
sie sich als unrichtig heraus, so hat das ersuchte
Gericht nach Möglichkeit die richtige Anschrift
festzustellen.

(2) Ist das ersuchte Gericht für die Erledigung
des Ersuchens nicht zuständig, so hat es das
Ersuchschreiben an das zuständige Gericht
weiterzuleiten, wenn dieses im Inland gelegen
ist. Hievon hat das ersuchte Gericht das
ersuchende Gericht unmittelbar durch die Post
zu verständigen.

(3) Das ersuchte Gericht hat auf Verlangen des
ersuchenden Gerichtes dieses rechtzeitig von Or t
und Zeit der durchzuführenden Rechtshilfe-
handlung unmittelbar durch die Post mit ein-
geschriebenem Brief zu verständigen.

Artikel 14

In Fällen, in denen dem Ersuchen nicht ent-
sprochen werden konnte, sind die Akten zurück-
zusenden und die Gründe mitzuteilen, aus denen
das Ersuchen undurchführbar war oder die Er-
ledigung abgelehnt wurde.

Artikel 15

(1) Die aus Anlaß der Erledigung eines Er-
suchens entstandenen Kosten werden mit Aus-
nahme der an Sachverständige bezahlten Ver-
gütungen im Verhältnis zwischen den Vertrags-
staaten nicht ersetzt.

(2) Die Höhe und die Ar t der gemäß Absatz 1
nicht zu ersetzenden Kosten sind dem ersuchen-
den Gericht bekanntzugeben.

(3) Die Durchführung eines Sachverständigen-
beweises darf vom Erlag eines Vorschusses beim
ersuchten Gericht nur dann abhängig gemacht
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werden, wenn die Vergütung des Sachverstän-
digen von einer Partei zu tragen ist, die ihren
Wohnsitz, gewöhnlichen Aufenthalt oder Sitz in
dem Staat hat, dem das ersuchte Gericht angehört.

Artikel 16

Die Durchführung eines Ersuchens darf nur
abgelehnt werden, wenn der Staat, an dessen
Gericht das Ersuchen gerichtet wird, der Ansicht
ist, daß der Durchführung des Ersuchens die
öffentliche Ordnung entgegensteht.

B e s o n d e r e B e s t i m m u n g e n f ü r
Z u s t e l l u n g e n

Artikel 17

(1) Sind die zuzustellenden Schriftstücke in der
Sprache des ersuchten Gerichtes abgefaßt oder
ist ihnen eine Übersetzung in diese Sprache bei-
gefügt, so hat das ersuchte Gericht die Zustellung
unter Anwendung seiner Rechtsvorschriften
durchzuführen; Artikel 12 bleibt unberührt.

(2) In anderen Fällen als den im Absatz 1 be-
zeichneten sind die Schriftstücke dem Empfänger
nur zuzustellen, wenn dieser sie freiwillig ent-
gegennimmt.

(3) Die im Absatz 1 bezeichnete Übersetzung
muß entweder amtlich hergestellt oder von einem
Dolmetsch, der in einem der beiden Vertrags-
staaten amtlich bestellt ist, als richtig bestätigt
sein; die Unterschrift des Dolmetschers bedarf
keiner Beglaubigung.

Artikel 18

Die Zustellung wird entweder durch einen
Zustellausweis, der vom ersuchenden Gericht
übersendet wurde oder vom ersuchten Gericht
beigestellt wird, oder durch ein von diesem auf-
genommenes Protokoll nachgewiesen. Der Zu-
stellausweis und das Protokoll sind mit der
Unterschrift des Zustellorganes, dem Gerichts-
siegel und der Unterschrift der Person, die das
Schriftstück übernommen hat, gegebenenfalls mit
einem Vermerk über die sonstige Form der Zu-
stellung, zu versehen; die Ar t des zugestellten
Geschäftsstückes, dessen Aktenzeichen, das er-
suchende Gericht, die Form und der Tag der
Zustellung müssen sich aus dem Zustellausweis
oder dem Protokoll ergeben.

B e s o n d e r e B e s t i m m u n g e n f ü r d i e
R e c h t s h i l f e

Artikel 19

Wenn um die Vernehmung einer Partei er-
sucht wird, ist das ersuchte Gericht nicht ver-
pflichtet, Zwangsmittel anzuwenden, um die
Partei zum Erscheinen bei Gericht zu veranlassen.
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R e c h t e d e r d i p l o m a t i s c h e n u n d
k o n s u l a r i s c h e n V e r t r e t u n g s b e -

h ö r d e n

Artikel 20

Durch die Bestimmungen dieses Vertrages wird
die Berechtigung der diplomatischen und konsu-
larischen Vertretungsbehörden der beiden Ver-
tragsstaaten, auch auf den im Vertrag behandel-
ten Gebieten Verbindung mit den Angehörigen
ihres Staates — soweit es sich nicht um Doppel-
bürger handelt — zu halten, nicht berührt; doch
dürfen Zwangsmittel hiebei weder angedroht
noch angewendet werden.

II. TEIL

Urkundenwesen

Artikel 21

(1) Die von einem Gericht oder einer Verwal-
tungsbehörde eines der Vertragsstaaten ausgestell-
ten öffentlichen Urkunden, die mit der amtlichen
Unterschrift und dem amtlichen Siegel versehen
sind, genießen auch vor den Gerichten und den
Verwaltungsbehörden des anderen Vertrags-
staates die Beweiskraft öffentlicher Urkunden.
Dies gilt auch für andere inländische Urkunden,
denen nach den Rechtsvorschriften des Vertrags-
staates, in dem sie ausgestellt wurden, die Beweis-
kraft öffentlicher Urkunden zukommt.

(2) Diese Beweiskraft kommt auch der Bestäti-
gung der Echtheit der Unterschrift auf einer
Privaturkunde zu, die von einem Gericht, einer
Verwaltungsbehörde oder von einem österreichi-
schen öffentlichen Notar der Privaturkunde bei-
gesetzt worden ist.

Artikel 22

Die im Artikel 21 Absatz 1 bezeichneten Ur-
kunden einschließlich der Bestätigungen der Echt-
heit einer Unterschrift, die mit der amtlichen
Unterschrift und dem amtlichen Siegel des Ge-
richtes, der Verwaltungsbehörde oder der die
Urkunde ausstellenden Person versehen sind,
bedürfen zum Gebrauch vor den Gerichten und
den Verwaltungsbehörden des anderen Vertrags-
staates keiner weiteren Beglaubigung.

Artikel 23

(1) Beide Vertragsstaaten übermitteln einander
abgaben- und kostenfrei Personenstandsurkun-
den, die Geburten, Eheschließungen und Sterbe-
fälle von Angehörigen des anderen Vertrags-
staates betreffen, sofern diese Personenstandsfälle
nach dem Tag des Inkrafttretens dieses Vertrages
beurkundet worden sind.

(2) Wenn nach dem Tag des Inkrafttretens
dieses Vertrages ein Randvermerk zu der Beur-
kundung einer Geburt, einer Eheschließung oder
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eines Sterbefalles eingetragen wird, so ist im
Sinne des Absatzes 1 eine vollständige Abschrift
der ursprünglichen Eintragung und des Rand-
vermerkes zu übermitteln.

(3) Sterbeurkunden werden umgehend, die
übrigen Urkunden gesammelt vierteljährlich
übermittelt.

Artikel 24

Auf Ersuchen einer Behörde des einen Ver-
tragsstaates hat die zuständige Behörde des an-
deren Vertragsstaates abgaben- und kostenfrei
Auszüge und amtliche Abschriften aus Personen-
standsbüchern sowie Ausfertigungen gerichtlicher
Entscheidungen in Personenstandsfällen zum
amtlichen Gebrauch auszustellen und zu über-
senden. In dem Ersuchen muß das öffentliche
Interesse hinreichend bezeichnet sein.

Artikel 25

Bei der Übermittlung von Urkunden gemäß
Artikel 23 sowie bei Ersuchen gemäß Artikel 24
und deren Erledigung ist der diplomatische oder
konsularische Weg einzuhalten; der Anschluß
von Übersetzungen ist nicht erforderlich.

Artikel 26

Das nach den Rechtsvorschriften eines der
beiden Vertragsstaaten bestehende Erfordernis
der Bescheinigung der Zuständigkeit der Behörde,
die ein Ehefähigkeitszeugnis auszustellen hat, ent-
fällt im Verhältnis zwischen den Vertragsstaaten.

III. TEIL

Rechtsauskünfte
Artikel 27

Das Bundesministerium für Justiz der Republik
Österreich und das Justizministerium der Tsche-
choslowakischen Sozialistischen Republik werden
einander auf Ersuchen Auskünfte über Rechts-
vorschriften erteilen, die in ihrem Staat in Kraft
stehen oder gestanden sind.

IV. TEIL

Allgemeine und Schlußbestimmungen

Artikel 28

Die Bestimmungen der Teile I und II dieses
Vertrages, die die Gerichte betreffen, sind auch
auf tschechoslowakische Staatsnotariate anzuwen-
den, soweit es sich um Angelegenheiten handelt,
die in der Republik Österreich in den Bereich
der Gerichtsbarkeit fallen.

Artikel 29

Dieser Vertrag bedarf der Ratifizierung; die
Ratifikationsurkunden werden so bald wie mög-
lich in Wien ausgetauscht.
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Artikel 30

(1) Dieser Vertrag t r i t t 60 Tage nach dem
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft.

(2) Der Vertrag ist für die Dauer von fünf
Jahren abgeschlossen und bleibt weiter in Kraft,
sofern nicht einer der Vertragsstaaten sechs Mo-
nate vor Ablauf der fünf Jahre dem anderen
Vertragsstaat mitteilt, daß er den Vertrag auf-
kündige.

(3) Wurde der Vertrag nicht gemäß Absatz 2
gekündigt, so bleibt er auf unbestimmte Zeit in
Kraft, sofern nicht einer der Vertragsstaaten dem
anderen Vertragsstaat mitteilt, daß er den Ver-
trag aufkündige; in diesem Fall bleibt er noch ein
Jahr nach Aufkündigung in Kraft.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
der beiden Vertragsstaaten diesen Vertrag unter-
zeichnet und mit ihren Siegeln versehen.

Ausgefertigt in Prag, am 10. November 1961
in doppelter Urschrift in deutscher und tschechi-
scher Sprache, wobei beide Texte authentisch
sind.

Für die Republik Österreich

Calice

Für die Tschechoslowakische Sozialistische
Republik

V. David

Schlußprotokoll

Bei der Fertigung des heute zwischen der Re-
publik Österreich und der Tschechoslowakischen
Sozialistischen Republik abgeschlossenen Ver-
trages über wechselseitigen rechtlichen Verkehr
in bürgerlichen Rechtssachen, über Urkunden-
wesen und über Erteilung von Rechtsauskünften
besteht Einverständnis über folgende Punkte:

1. In der Republik Österreich sind öffentliche
Personenstandsurkunden auch die von den zu-
ständigen konfessionellen Organen der gesetz-
lich anerkannten Kirchen und Religionsgesell-
schaften ausgestellten Heiratsurkunden betref-
fend Ehen, die vor ihnen vor dem 1. August 1938
geschlossen worden sind, sowie Geburtsurkunden
(Geburtsbescheinigungen) und Sterbeurkunden,
wenn Geburt oder Tod vor dem 1. Jänner 1939
beurkundet worden ist. Das Bundesministerium
für Auswärtige Angelegenheiten der Republik
Österreich wird dem Ministerium für Auswärtige
Angelegenheiten der Tschechoslowakischen Sozia-
listischen Republik ein Verzeichnis dieser Kirchen
und Religionsgesellschaften binnen drei Monaten
vom Tag des Inkrafttretens dieses Vertrages an
übermitteln.



84. Stück — Ausgegeben am 7. Dezember 1962 — Nr. 309 1929

In der Tschechoslowakischen Sozialistischen
Republik sind öffentliche Personenstandsurkun-
den auch die von den zuständigen konfessionellen
Organen vor dem 1. Jänner 1950 ausgestellten
Auszüge aus ihren Matrikelbüchern. Das Mini-
sterium für Auswärtige Angelegenheiten der
Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik
wird dem Bundesministerium für Auswärtige
Angelegenheiten der Republik Österreich ein
Verzeichnis der in Betracht kommenden Kirchen
und Religionsgesellschaften binnen drei Monaten
vom Tag des Inkrafttretens dieses Vertrages an
übermitteln.

2. Die Bestimmungen des Artikels 22 sind
auch auf die Urkunden der österreichischen So-
zialversicherungsträger anzuwenden, die nach
österreichischem Recht keine öffentlichen Urkun-
den sind.

3. Bis zum Inkrafttreten eines Sozialversiche-
rungsabkommens zwischen den beiden Vertrags-
staaten sind die Bestimmungen dieses Vertrages
auch auf die Schiedsgerichte der Sozialversiche-
rung der Republik Österreich entsprechend anzu-
wenden. Die österreichischen Gerichte haben
Zustellungen und Rechtshilfe auf Grund von
Ersuchen tschechoslowakischer Gerichte in Sachen
der Sozialversicherung gemäß den Bestimmungen
dieses Vertrages durchzuführen.

4. Durch das Inkrafttreten dieses Vertrages
werden die bestehenden Regelungen in bürger-
lichen Rechtssachen und in Strafsachen auf Ge-
bieten, auf die sich dieser Vertrag nicht bezieht,
nicht berührt (Erbschafts-, Vormundschafts- und
Pflegschaftssachen sowie Strafsachen; Mitteilung
im Amtsblatt der österreichischen Justizverwal-
tung 1948, S. 7, und die übereinstimmende Mit-
teilung Nr. 12 im Verordnungsblatt des tsche-
choslowakischen Justizministeriums 1948).

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
dieses Schlußprotokoll, das einen Bestandteil des
Vertrages bildet, unterzeichnet.

Ausgefertigt in Prag, am 10. November 1961
in doppelter Urschrift in deutscher und tschechi-
scher Sprache, wobei beide Texte authentisch
sind.

Für die Republik Österreich

Calice

Für die Tschechoslowakische Sozialistische
Republik

V. David

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diesen Vertrag samt Schlußprotokoll für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Öster-
reich die gewissenhafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Justiz,
vom Bundesminister für soziale Verwaltung und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegen-
heiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 11. August 1962

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Gorbach

Der Bundesminister für Inneres:
Afritsch

Der Bundesminister für Justiz:
Broda

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:
Proksch

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Die Ratifikationsurkunden zu dem vorliegenden Vertrag sind am 31. Oktober 1962 ausgetauscht
worden; der Vertrag tritt somit gemäß seinem Artikel 30 Absatz 1 am 30. Dezember 1962 in Kraft.

Gorbach

310.

Nachdem das am 10. Oktober 1961 in Wien unterzeichnete Abkommen zwischen der Republik
Österreich und der Föderativen Volksrepublik Jugoslawien über die gegenseitige Anerkennung und
Vollstreckung von Unterhaltstiteln, welches also lautet:

Abkommen zwischen der Republik Österreich
und der Föderativen Volksrepublik Jugosla-
wien über die gegenseitige Anerkennung und

Vollstreckung von Unterhaltstiteln.

Die Republik Österreich und die Föderative
Volksrepublik Jugoslawien sind bezüglich der
gegenseitigen Anerkennung und Vollstreckung
von Unterhaltstiteln wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

(1) Auf dem Gebiet eines der Vertragschließen-
den Staaten gefällte gerichtliche Entscheidungen
über Unterhaltsansprüche in Geld, die der Kläger
oder Antragsteller auf Grund familienrechtlicher
Beziehungen geltend gemacht hat, werden auf
dem Gebiete des anderen Vertragschließenden
Staates nach den Bestimmungen des vorliegenden
Abkommens anerkannt und vollstreckt. Unter
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gerichtlichen Entscheidungen im Sinne dieses
Abkommens sind jedoch nicht einstweilige Ver-
fügungen zu verstehen sowie solche Entschei-
dungen, in denen der Unterhalt in einem Bruch-
teil der jeweiligen Bezüge des Verpflichteten
aus einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis fest-
gesetzt ist.

(2) Die Anerkennung und die Vollstreckung
finden statt, wenn folgende Voraussetzungen
erfüllt sind:

a) Die Entscheidung muß von einem gemäß
Artikel 2 zuständigen Gerichte stammen;

b) die Entscheidung muß nach dem Rechte
des Staates, in dem sie gefällt wurde, rechts-
kräftig und vollstreckbar sein;

c) im Falle einer Versäumnisentscheidung muß
die Ladung oder Verfügung, durch die
das Verfahren eingeleitet wurde, der unter-
legenen Partei ordnungsgemäß und recht-
zeitig zugestellt worden sein.

Artikel 2
Die im Artikel 1 Absatz 2 lit. a geforderte

Zuständigkeit ist gegeben,
a) wenn der Beklagte oder Antragsgegner

im Zeitpunkte der Einleitung des Verfahrens
seinen gewöhnlichen Aufenthalt in dem
Vertragschließenden Staat hatte, in dem die
Entscheidung gefällt wurde, oder

b) wenn beide Parteien ihren letzten gemein-
samen gewöhnlichen Aufenthalt in dem
Vertragschließenden Staat hatten, in dem
die Entscheidung gefällt wurde, und der
Kläger oder Antragsteller seinen Aufent-
halt in diesem Staate bis zur Einleitung des
Verfahrens beibehalten hat, oder

c) wenn der Beklagte oder Antragsgegner sich,
sei es ausdrücklich, sei es durch Einlassung
in die Verhandlung über die Hauptsache,
ohne Einwendungen gegen die Zuständig-
keit erhoben zu haben, der Zuständigkeit
des Gerichtes unterworfen hat.

Artikel 3
(1) Ungeachtet der Bestimmungen der vorher-

gehenden Artikel ist die Anerkennung oder
Vollstreckung jedoch zu versagen,

a) wenn die Entscheidung, ihre Anerkennung
oder ihre Vollstreckung gegen die öffent-
liche Ordnung des Staates verstößt, in
dem die Anerkennung oder Vollstreckung
begehrt wird, oder

b) wenn die Entscheidung in einem Verfahren
ergangen ist, in dem der Beklagte oder
Antragsgegner ausschließlich durch einen
Abwesenheitskurator vertreten war, oder

c) wenn der Entscheidung in dem Vertrag-
schließenden Staat, in dem sie anerkannt
oder vollstreckt werden soll, eine in der-
selben Sache gefällte rechtskräftige und
vollstreckbare Entscheidung entgegensteht.
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(2) Als Verstoß gegen die öffentliche Ordnung
(Absatz 1 lit. a) kann jedoch nicht der Umstand
angesehen werden, daß der Anspruch erst zu
einem Zeitpunkt erhoben wurde, in dem er
nach dem Rechte des Vertragschließenden Staates,
in dem die Anerkennung oder die Vollstreckung
erfolgen soll, infolge Fristablaufes nicht mehr
zu berücksichtigen war, oder daß dem Anspruch
nach dem Rechte dieses Vertragschließenden
Staates Verjährung entgegengesetzt werden
konnte.

Artikel 4

Wird eine bereits auferlegte Unterhaltsver-
pflichtung durch eine Entscheidung abgeändert,
so richtet sich die Wirkung dieser Entscheidung
auf dem Gebiete des anderen Vertragschließenden
Staates ebenfalls nach den Bestimmungen des
vorliegenden Abkommens.

Artikel 5

Auf dem Gebiete eines der Vertragschließenden
Staaten vor Gericht oder vor zur Führung
von Vormundschaften berufenen Behörden ab-
geschlossene Unterhaltsvergleiche werden im
Gebiete des anderen Vertragschließenden Staates
anerkannt und vollstreckt, wenn sie den in den
Artikeln 1 bis 4 festgelegten Voraussetzungen,
insoweit diese Bestimmungen auf sie Anwendung
finden können, entsprechen.

Artikel 6

Die Partei, welche die Vollstreckung beantragt,
hat vorzulegen:

1. eine mit der amtlichen Unterschrift und
dem Amtssiegel versehene Ausfertigung der
Entscheidung oder des Vergleiches mit einer
Bestätigung der Rechtskraft und Vollstreck-
barkeit der Entscheidung oder der Vollstreck-
barkeit des Vergleiches;

2. gegebenenfalls eine Bestätigung über die Be-
willigung der Begünstigungen, die im Hinblick
auf die Einkommens- und Vermögensverhält-
nisse gewährt werden (Armenrecht);

3. bei Versäumnisentscheidungen eine Be-
stätigung des Gerichtes über den Zeitpunkt
und die Art der Zustellung der Ladung;

4. Übersetzungen sämtlicher Geschäftsstücke
in eine der Amtssprachen des Vertragschließenden
Staates, bei dessen Gericht der Antrag einge-
bracht wird. Die Richtigkeit der Übersetzungen
muß von einem Dolmetsch, der in einem der
beiden Vertragschließenden Staaten amtlich be-
stellt ist, bestätigt sein; eine Beglaubigung der
Unterschrift des Dolmetschers ist nicht er-
forderlich.

Artikel 7

Anträge auf Bewilligung der Vollstreckung,
die bei einem Gerichte eines Vertragschließenden
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Staates eingebracht werden, sind, wenn sich das
Vollstreckungsgericht im anderen Vertrag-
schließenden Staat befindet, diesem Gerichte
auf die für die Übermittlung von Rechtshilfe-
ersuchen vorgesehene Weise zu übersenden.
Für den Anschluß der erforderlichen Beilagen
sowie von Übersetzungen gelten im übrigen
die Bestimmungen des Artikels 6.

Artikel 8

Wurden der antragstellenden Partei Begünsti-
gungen, die auf Grund der Einkommens- und
Vermögensverhältnisse gewährt werden (Armen-
recht) in dem Vertragschließenden Staat, in dem
die Entscheidung ergangen ist oder der Ver-
gleich geschlossen wurde, bewilligt, so genießt
sie diese Begünstigungen auch in dem im anderen
Vertragschließenden Staate durchzuführenden
Vollstreckungsverfahren.

Artikel 9

Aus Anlaß des Antrages auf Bewilligung der
Vollstreckung darf dem Antragsteller eine Sicher-
heitsleistung für die Verfahrenskosten oder ein
vorschußweiser Erlag für Gebühren nicht auf-
erlegt werden.

Artikel 10

Ist in der Entscheidung oder in dem Ver-
gleiche der Unterhaltsbetrag in einer anderen
Währung als in der des Vertragschließenden
Staates, in dem die Vollstreckung erfolgen soll,
ausgedrückt, so wird die Frage, ob und auf
welche Weise dieser Betrag in die Währung
des genannten Staates umzurechnen ist, nach
dem Rechte dieses Staates beurteilt.

Artikel 11

Soweit in diesem Abkommen nichts anderes
bestimmt wird, richten sich die Bewilligung
der Vollstreckung und das Vollstreckungs-
verfahren nach dem Rechte des Vertragschließen-
den Staates, in dem die Vollstreckung durch-
zuführen ist; das gilt auch für die Vollstreckung
zur Hereinbringung künftig fällig werdender
Unterhaltsansprüche.

Artikel 12

Das vorliegende Abkommen ist ohne Rück-
sicht auf die Staatsangehörigkeit der Beteiligten
anzuwenden.

Artikel 13

Bestehen nach dem Recht eines Vertrag-
schließenden Staates Beschränkungen für die
Überweisung von Geldbeträgen in das Aus-
land, so wird dieser Vertragschließende Staat
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Überweisungen zur Erfüllung von Unterhalts-
ansprüchen oder zur Deckung von Auslagen
für das Verfahren nach diesem Abkommen,
soweit irgendwie möglich, den Vorrang ge-
währen.

Artikel 14

Dieses Abkommen wird ratifiziert. Die Rati-
fikationsurkunden werden in Belgrad ausge-
tauscht werden.

Artikel 15

(1) Dieses Abkommen tritt sechzig Tage
nach dem Austausch der Ratifikationsurkunden
in Kraft.

(2) Es ist auch auf Entscheidungen und Ver-
gleiche anzuwenden, die innerhalb der letzten
drei Jahre vor dem Inkrafttreten dieses Ab-
kommens ergangen sind oder geschlossen wurden,
sofern nicht die Entscheidung als Versäumnis-
entscheidung gefällt wurde.

(3) Aus den im Absatz 2 angeführten Entschei-
dungen und Vergleichen kann Vollstreckung
nur bewilligt werden, wenn die Fälligkeit der
auf Grund der Entscheidung oder des Vergleiches
geschuldeten Unterhaltsbeträge nicht länger als
ein Jahr zurückliegt.

Artikel 16

Das Abkommen ist für die Dauer von drei
Jahren geschlossen und bleibt weiter in Kraft,
sofern nicht einer der Vertragschließenden Staaten
es unter Einhaltung einer Frist von sechs Mo-
naten aufkündigt.

ZU URKUND dessen haben die Bevoll-
mächtigten der beiden Vertragschließenden Staa-
ten dieses Abkommen unterzeichnet und mit
ihren Siegeln versehen.

AUSGEFERTIGT in Wien, am 10. Oktober
1961, in doppelter Urschrift in deutscher und
serbokroatischer Sprache, wobei beide Texte
authentisch sind.

Für die Republik
Österreich:

Kreisky m. p.

Für die Föderative
Volksrepublik Jugoslawien :

Ivo Sarajčić m. p.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der in diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Justiz, vom Bundesminister für Finanzen
und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel
der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 11. August 1962.

Der Bundespräsident:

Schärf

Der Bundeskanzler:

Gorbach

Der Bundesminister für Justiz:
Broda

Der Bundesminister für Finanzen:

Klaus

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:

Kreisky

Die Ratifikationsurkunden zu dem vorliegenden Abkommen sind am 25. Oktober 1962 aus-
getauscht worden; das Abkommen tritt somit gemäß seinem Artikel 15 Absatz 1 am 24. Dezember
1962 in Kraft.

Gorbach

311.

Nachdem das am 10. Oktober 1961 in Wien unterzeichnete Auslieferungsabkommen zwischen
der Republik Österreich und dem Staat Israel, welches also lautet:

AUSLIEFERUNGSABKOMMEN
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-

REICH U N D DEM STAAT ISRAEL

Die Republik Österreich und der Staat Israel
sind in dem Wunsch, ihre wechselseitigen. Be-
ziehungen auf dem Gebiet der Auslieferung zu
regeln, wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Die Vertragschließenden Staaten verpflichten
sich gegenseitig, nach den Bestimmungen und
unter den Bedingungen dieses Abkommens ein-
ander Personen auszuliefern, die sich im
Hoheitsgebiet des einen Staates befinden und
von den Justizbehörden des anderen Staates
wegen einer der im Artikel 3 Abs. 1 erwähnten
strafbaren Handlungen verfolgt werden oder
verurteilt worden sind.

Artikel 2

(1) Die Vertragschließenden Staaten liefern
ihre eigenen Staatsangehörigen nicht aus.
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(2) Jeder Vertragschließende Staat ist jedoch
gemäß seinen Rechtsvorschriften berechtigt, die
Auslieferung einer Person zu bewilligen, die zur
Zeit der strafbaren Handlung die Eigenschaft
eines Staatsangehörigen des ersuchten Staates
nicht besaß.

(3) Falls ein Vertragschließender Staat die
Auslieferung in Anwendung dieses Artikels ab-
gelehnt hat, hat er auf Begehren des ersuchenden
Staates die Angelegenheit den zuständigen
Behörden zu unterbreiten, damit eine gericht-
liche Verfolgung durchgeführt werden kann.
Zu diesem Zweck sind die auf die strafbare
Handlung bezüglichen Akten, Unterlagen und
Gegenstände auf dem diplomatischen Weg zu
übermitteln. Dem ersuchenden Staat ist mitzutei-
len, ob und inwieweit seinem Begehren Folge ge-
geben worden ist.

Artikel 3

(1) Auslieferungsfähig sind Handlungen, die
nach den österreichischen Rechtsvorschriften mit
einer im Höchstmaß ein Jahr überschreitenden
Freiheitsstrafe bedroht sind und nach den
israelischen Rechtsvorschriften auslieferungsfähig
sind.

(2) Handelt es sich um eine wegen einer oder
mehrerer auslieferungsfähiger strafbarer Hand-
lungen verurteilte Person, so wird die Aus-
lieferung nur bewilligt, wenn die noch zu voll-
streckende Strafe oder zu vollstreckenden
Strafen sechs Monate Freiheitsstrafe über-
schreiten.

Artikel 4

(1) Die Auslieferung wird nicht bewilligt,
wenn die strafbare Handlung, derentwegen
darum ersucht wird, vom ersuchten Staat als
eine strafbare Handlung politischen Charak-
ters angesehen wird oder wenn dieser Staat
gegründete Ursache hat anzunehmen, daß um
die Auslieferung zwecks Verfolgung oder Be-
strafung der auszuliefernden Person aus poli-
tischen, rassischen oder religiösen Gründen
ersucht wird oder daß diese Person im Falle der
Auslieferung der Gefahr einer Erschwerung
ihrer Lage aus einem dieser Gründe ausgesetzt
wäre.

(2) Nach der von der Generalversammlung
der Vereinten Nationen am 9. Dezember 1948
angenommenen Konvention über die Verhütung
und Bestrafung des Völkermordes strafbare
Handlungen fallen nicht unter Absatz 1.

Artikel 5

Die Auslieferung wird nicht bewilligt, wenn
die strafbare Handlung, derentwegen darum
ersucht wird, ausschließlich in der Verletzung
militärischer Pflichten besteht.
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Artikel 6

Wegen strafbarer Handlungen gegen die
Rechtsvorschriften über Devisen, unerlaubten
Gewinn, Spekulation, Preiskontrolle und Lebens-
mittelbetrug wird die Auslieferung nicht be-
willigt.

Artikel 7

In Steuer-, Zoll- und Monopolstrafsachen wird
die Auslieferung insoweit bewilligt, als sie nach
einem besonderen Abkommen zulässig ist.

Artikel 8

Die Auslieferung wird abgelehnt,

1. wenn die Justizbehörden des ersuchten
Staates nach dessen Rechtsvorschriften zur Ab-
urteilung der strafbaren Handlung zuständig
sind;

2. wenn die auszuliefernde Person wegen des-
selben Sachverhaltes schon verurteilt worden ist
und ihre Strafe verbüßt hat oder wenn sie schon
im ersuchten oder im ersuchenden Staat frei-
gesprochen worden ist;

3. wenn nach den Rechtsvorschriften des er-
suchenden oder des ersuchten Staates die Straf-
verfolgung oder Strafvollstreckung verjährt ist;

4. wenn nach Befragung des ersuchenden
Staates feststeht, daß die auszuliefernde Person
in diesem Staat begnadigt oder amnestiert
worden ist.

Artikel 9

(1) Ist die strafbare Handlung, derentwegen
um Auslieferung ersucht wird, zwar nach den
Rechtsvorschriften des ersuchenden Staates, nicht
aber nach den Rechtsvorschriften des ersuchten
Staates mit der Todesstrafe bedroht, so darf der
ersuchende Staat die Todesstrafe nicht verhängen
oder vollstrecken.

(2) Falls die Todesstrafe schon verhängt
worden ist, ist sie nicht zu vollstrecken, sondern
durch die lebenslange Freiheitsstrafe zu ersetzen;
falls die Todesstrafe noch nicht verhängt worden
ist, ist die lebenslange Freiheitsstrafe zu ver-
hängen, sofern in diesem Fall nach den Rechts-
vorschriften des ersuchenden Staates nicht eine
kürzere Freiheitsstrafe anzuwenden ist.

Artikel 10

(1) In dringenden Fällen kann der ersuchende
Staat den ersuchten Staat um vorläufige Ver-
haftung der auszuliefernden Person ersuchen;
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dieses Ersuchen ist brieflich, telegraphisch oder
durch jedes andere Nachrichtenmittel zu über-
mitteln.

(2) In dem Ersuchen um vorläufige Verhaftung
ist anzuführen, daß ein Haftbefehl oder ein ver-
urteilendes Erkenntnis vorhanden ist und daß ihm
ein Auslieferungsersuchen folgen wird; ferner
sind darin die rechtliche Würdigung der zur
Last gelegten Handlungen, Zeit, Ort und die
wesentlichen Umstände ihrer Begehung und,
soweit möglich, die Beschreibung der auszulie-
fernden Person anzugeben.

(3) Geht das Ersuchen um vorläufige Verhaf-
tung von der Republik Österreich aus, so ist
es vom zuständigen Richter, vom Justizmini-
sterium oder vom Innenministerium an das
Polizeihauptquartier von Israel zu richten; geht
das Ersuchen vom Staat Israel aus, so ist es vom
Polizeihauptquartier an das Justizministerium
oder an das Innenministerium der Republik
Österreich zu richten.

(4) Die Justizbehörden des ersuchten Staates
entscheiden über das Ersuchen um vorläufige
Verhaftung gemäß den Rechtsvorschriften dieses
Staates. Dem ersuchenden Staat wird sofort
mitgeteilt, ob und inwieweit seinem Ersuchen
Folge gegeben worden ist.

(5) Die vorläufige Haft kann jederzeit auf-
gehoben werden; sie endet jedenfalls, wenn das
Auslieferungsersuchen mit den im Artikel 11
vorgesehenen Unterlagen dem ersuchten Staat
nicht innerhalb von 4S Tagen nach der Verhaf-
tung zukommt.

(6) Die Freilassung steht einer neuerlichen Ver-
haftung und der Auslieferung nicht entgegen,
wenn das Auslieferungsersuchen später einlangt.

Artikel 11

(1) Das Auslieferungsersuchen wird auf dem
diplomatischen Weg übermittelt.

(2) Dem Ersuchen sind die Urschrift oder
beglaubigte Ausfertigung entweder eines Haft-
befehls oder einer anderen Urkunde mit gleicher
Rechtswirkung, die von einem Richter aus-
gestellt sind, oder eines verurteilenden Erkennt-
nisses und gegebenenfalls der dessen Vollstreck-
barkeit festzustellenden Urkunden beizufügen.

(3) Die Darstellung der Handlungen, derent-
wegen um Auslieferung ersucht wird, die Zeit
und der Ort ihrer Begehung, ihre rechtliche
Würdigung und die auf sie anwendbaren Ge-
setzesbestimmungen sind so genau wie möglich
anzugeben.

(4) Beizufügen sind auch eine Abschrift des
Wortlautes der auf die strafbaren Handlungen
und die Strafen anwendbaren Gesetzesbestim-
mungen sowie, soweit möglich, die Beschreibung
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der auszuliefernden Person und alle anderen zur
Feststellung ihrer Identität und Staatsangehörig-
keit geeigneten Angaben. Einem Ersuchen des
Staates Israel sind die Bestimmungen des israeli-
schen Gesetzes über die Auslieferung beizufügen,
welche die Auslieferungsfähigkeit der betreffenden
strafbaren Handlung festsetzen.

(5) Falls um Auslieferung zur Strafverfolgung
ersucht wird, sind außerdem die Urschrift
oder beglaubigte Abschrift der von einem Rich-
ter aufgenommenen, beeideten oder unbeeideten
Zeugen- und Sachverständigenaussagen beizu-
fügen. In diesem Falle findet die Ausliefe-
rung nur statt, wenn nach Ansicht der Behörden
des ersuchten Staates hinreichende Beweise vor-
liegen, welche die Strafverfolgung der auszu-
liefernden Person rechtfertigen würden, wenn
die strafbare Handlung im Hoheitsgebiet dieses
Staates begangen worden wäre.

(G) Die in den Absätzen 2 und 5 erwähnten
Urkunden werden im Verfahren zur Prüfung
des Auslieferungsersuchens als rechtsverbindlicher
Beweis zugelassen, wenn sie mit der Unterschrift
oder der Beglaubigung eines Richters oder
Beamten des Staates versehen sind, wo sie
errichtet worden sind, und wenn sie durch das
amtliche Siegel des Justizministers oder eines
anderen Ministers dieses Staates beglaubigt sind.

Artikel 12

Erachtet der ersuchte Staat die Unterlagen des
Auslieferungsersuchens für seine Entscheidung
als unzureichend, so ersucht er um die not-
wendige Ergänzung der Auskünfte oder Be-
weise. Hiefür kann eine Frist gesetzt werden.
Diese Frist darf 60 Tage nicht überschreiten,
wenn sich die auszuliefernde Person in Aus-
lieferungshaft befindet.

Artikel 13

(1) Wird wegen derselben oder wegen ver-
schiedener Handlungen von einem Vertrag-
schließenden Staat und einem oder mehreren
anderen Staaten zugleich um Auslieferung er-
sucht, so entscheidet der ersuchte Staat frei unter
Berücksichtigung aller Umstände, insbesondere
der verhältnismäßigen Schwere und des Ortes
der strafbaren Handlungen, des Zeitpunktes der
Auslieferungsersuchen, der Staatsangehörigkeit
der auszuliefernden Person und der Möglich-
keit einer späteren Auslieferung an einen
anderen Staat.

(2) Wird die Auslieferung an einen dritten
Staat bewilligt, so wird das Ersuchen des Ver-
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tragschließenden Staates als Ersuchen um Zu-
stimmung zur Weiterlieferung an ihn be-
trachtet.

Artikel 14

(1) Der ersuchte Staat setzt den ersuchenden
Staat so bald wie möglich von seiner Entschei-
dung über die Auslieferung in Kenntnis. Jede
vollständige oder teilweise Ablehnung ist zu
begründen.

(2) Ist die Auslieferung bewilligt worden, so
wird die auszuliefernde Person von den Behör-
den des ersuchten Staates zu der durch Verein-
barung zwischen den Vertragschließenden
Staaten bestimmten Zeit an den durch sie be-
stimmten Or t gebracht; mangels einer Verein-
barung über den Ort der Übergabe wird die
auszuliefernde Person an dem Ort übergeben,
den die diplomatische Vertretung des ersuchenden
Staates bezeichnet.

(3) Abgesehen von außergewöhnlichen Um-
ständen, muß der ersuchende Staat die auszu-
liefernde Person entweder durch seine Organe
oder durch die Organe eines Durchlieferungs-
staates innerhalb von 45 Tagen nach dem Zeit-
punkt übernehmen lassen, zu dem er von der
Bewilligung der Auslieferung an ihn in Kennt-
nis gesetzt worden ist. Nach Ablauf dieser Frist
kann die auszuliefernde Person freigelassen
werden; wenn sie freigelassen wird, kann der
ersuchte Staat es ablehnen, sie neuerlich wegen
derselben Handlungen zwecks ihrer Ausliefe-
rung in Haft zu nehmen.

(4) Der ersuchende Staat gibt dem ersuchten
Staat so bald wie möglich die Zustimmung des
Durchlieferungsstaates oder der Durchlieferungs-
staaten zur Durchbeförderung der ausgelieferten
Person durch dessen oder deren Hoheitsgebiet
bekannt.

Artikel 15

Die Übergabe der auszuliefernden Person kann
aufgeschoben werden, bis sie der Gerichtsbarkeit
des ersuchten Staates Genüge getan hat. Dieser
Staat kann die auszuliefernde Person jedoch zeit-
weilig zum Zweck ihrer Aburteilung wegen der
Handlungen, derentwegen die Auslieferung be-
willigt worden ist, unter der Bedingung über-
geben, daß sie am Ende des Verfahrens an den
ersuchten Staat zurückgestellt wird.

Artikel 16

(1) Der ersuchte Staat beschlagnahmt die
Gegenstände, die als Beweisstücke dienen
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können, sowie alle anderen Gegenstände, die
aus der strafbaren Handlung herrühren, ein-
schließlich von Geldbeträgen, und übergibt sie
im Falle der Bewilligung der Auslieferung dem
ersuchenden Staat.

(2) Die Gegenstände werden soweit möglich
bei der Übergabe der auszuliefernden Person
übergeben. Der Tod oder die Flucht dieser Per-
son steht der Übergabe der Gegenstände nicht
entgegen.

(3) Rechte des ersuchten Staates oder Drit ter
an diesen Gegenständen bleiben jedoch vor-
behalten.

(4) Die Übergabe der Gegenstände gemäß
diesem Artikel erfolgt unter der Bedingung, daß
sie nach Beendigung des Verfahrens an den er-
suchten Staat auf dessen Begehren zurückgestellt
werden.

(5) Für Zwecke eines im ersuchten Staat an-
hängigen Strafverfahrens kann die Übergabe
der Gegenstände bis zum Ende des Verfahrens
aufgeschoben werden.

Artikel 17

(1) Die Durchlieferung einer dem einen Ver-
tragschließenden Staat ausgelieferten Person
durch das Hoheitsgebiet des anderen Vertrag-
schließenden Staates wird auf Grund eines Er-
suchens, das auf dem diplomatischen Weg zu
übermitteln ist und dem die im Artikel 11 er-
wähnten Unterlagen beizufügen sind, unter
denselben Bedingungen wie denen der Aus-
lieferung bewilligt.

(2) Wird die Person von dem um Durch-
lieferung ersuchten Staat gesucht, u m dessen
Gerichtsbarkeit wegen einer anderen strafbaren
Handlung Genüge zu tun, als sie dem Durch-
lieferungsersuchen zugrunde liegt, so wird die
Durchlieferung nur bewilligt, wenn die betref-
fende strafbare Handlung gemäß diesem Ab-
kommen nicht auslieferungsfähig ist.

Artikel 18

(1) Die ausgelieferte Person darf wegen
anderer vor der Übergabe begangener Hand-
lungen als der durch die Auslieferungsbewilli-
gung umfaßten weder verfolgt noch abgeurteilt,
noch zur Vollstreckung einer Strafe in Haft ge-
halten, noch einer sonstigen Beschränkung ihrer
persönlichen Freiheit unterworfen werden.

(2) Der Schutz nach Absatz 1 endet:

1. wenn der ersuchte Staat zust immt. Es wird
ein Ersuchen um Zustimmung gestellt, dem die
im Ar t ike l 11 erwähnten Unterlagen beizufügen
sind. Die Zustimmung wird erteilt, wenn die
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strafbare Handlung, derentwegen darum ersucht
wird, an sich nach diesem Abkommen die Ver-
pflichtung zur Auslieferung nach sich zieht;

2. wenn der Ausgelieferte, obwohl er dazu die
Freiheit hatte, das Hoheitsgebiet des ersuchen-
den Staates innerhalb von 60 Tagen nach seiner
endgültigen Freilassung nicht verlassen hat oder
wenn er nach Verlassen dieses Gebietes dahin
zurückgekehrt ist. Im Rahmen dieses Artikels
steht die Freilassung unter bedingtem Aufschub
der Vollstreckung der endgültigen Freilassung
gleich.

(3) Wird die dem Ausgelieferten zur Last ge-
legte Handlung während des Verfahrens recht-
lich anders gewürdigt, so darf er nur insoweit
verfolgt oder abgeurteilt werden, als die neue
rechtliche Würdigung die Auslieferung gestatten
würde.

(4) Abgesehen von den Fällen des Abs. 2 Z. 2,
darf die ausgelieferte Person von dem ersuchen-
den Staat an einen dritten Staat wegen vor der
Übergabe begangener strafbarer Handlungen
nur mit Zustimmung des ersuchten Staates
weitergeliefert werden. Dem Ersuchen um Zu-
stimmung ist die beglaubigte Abschrift der
Unterlagen beizufügen, die dem von dem
dritten Staat gestellten Ersuchen um Ausliefe-
rung angeschlossen sind.

Artikel 19

(1) Kosten, die durch die Auslieferung im
Hoheitsgebiet des ersuchten Staates entstehen,
gehen zu dessen Lasten.

(2) Kosten, die durch die Durchlieferung durch
das Hoheitsgebiet des darum ersuchten Staates
entstehen, gehen zu Lasten des ersuchenden
Staates.

Artikel 20

Mit Ausnahme der im Artikel 18 Abs. 4 er-
wähnten Urkunden sind die in Anwendung
dieses Abkommens zu übermittelnden oder vor-
zulegenden Urkunden in einer der amtlichen
Sprachen der Vertragschließenden Staaten ab-
zufassen; beizufügen ist eine Übersetzung in
französischer oder englischer Sprache.

Artikel 21

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation;
die Ratifikationsurkunden werden so bald wie
möglich in Jerusalem ausgetauscht.

(2) Das Abkommen tritt 30 Tage nach dem
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft
und findet auch auf vor seinem Inkrafttreten
begangene strafbare Handlungen Anwendung.

(3) Jeder Vertragschließende Staat kann dieses
Abkommen durch Notifikation an den anderen
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Vertragschließenden Staat kündigen. Diese Kün-
digung wird ein Jahr nach Einlangen der Noti-
fikation beim anderen Vertragschließenden Staat
wirksam.

Zu Urkund dessen haben die beiderseitigen
Bevollmächtigten dieses Abkommen unterschrie-
ben und mit ihrem Siegel versehen.

Geschehen zu Wien, am 10. Oktober 1961,
in deutscher, hebräischer und französischer
Sprache, wobei jeder Text in gleicher Weise
authentisch ist. Im Falle einer Unstimmigkeit zwi-
schen den Texten des Abkommens in deutscher
und in hebräischer Sprache soll jedoch der Text
in französischer Sprache entscheidend sein.
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der in diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Justiz und
vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der
Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 24. August 1962.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Gorbach

Der Bundesminister für Inneres:
Afritsch

Der Bundesminister für Justiz:
Broda

Der Bundesminiscer für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Die Ratifikationsurkunden zu dem vorliegenden Abkommen sind am 31. Oktober 1962 aus-
getauscht worden; das Abkommen ist somit gemäß seinem Artikel 21 Absatz 2 am 30. November
1962 in Kraft getreten.

Gorbach
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